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Zur gesellschaftspolitischen Bedeutung Freier Schulen
i
Deutlicher als früher wüd heute gesehen, daß die Verwüküchung sowohl der Freiheits¬
rechte wie aber auch der Sozialverpflichtungen nicht nur Angelegenheit des Staates und
des Individuums ist, sondern daß dafür dem Verhältms von Staat und Gesellschaft gleicher¬
maßen grundlegende Bedeutung zukommt. Dieses Verhältnis wüd ün Grundgesetz zwar
nicht düekt und expressb verbb angesprochen — sieht man einmal von der verfassungs¬
rechtlichen Fixierung der poUtischen Parteien ab —, aber es ist angelegt ün Selbstverständ¬
ms eines freiheitlichen Verfassungsstaates, angelegt in der geschichtüchen Dimension der
modernen freiheitlichen Demokratie, in der unser Grundgesetz sich entfaltete.
So nimmt es denn aucü nicht wunder, daß nicht nur in der Soziologie, sondern auch in der
Staatsrechtslehre die Ortsbestimmung des Verhältnisses von Staat und GeseUschaft in
jüngster Zeit zunehmend an Gewicht gewinnt. Die Diskussion darüber hat durchaus prak¬
tisch-politische Bedeutung; ihre verfassungsrechtüche und verfassungspoütische Relevanz
zeigt sich in der Mitbestimmungsfrage ebenso wie in der Schulfrage oder bei der Frage,
welche Bedeutung den freien geseUschaftüchen Kräften beim Ausbau unseres Kranken¬
hauswesens zukommt. Die KlarsteUung der Ordnungsbezüge, nach denen das Verhältais
von Staat und Gesellschaft im demokratischen Rechtsstaat auszurichten ist, steUt sowohl
eine wissenschafthche als auch eine poütische Aufgabe von hoher Aktuaütät und Dring-
üchkeit dar.
Auf die historischen Voraussetzungen des gegenwärtigen Verhältnisses von Staat und GeseUschaft
— das freüich keineswegs festgeschrieben ist und dessen Konturen erst aUmähüch schärfer hervor¬
treten - kann hier nicht näher eingegangen werden. Einige Markierungspunkte nur seien genannt, um
den Weg zu skizzieren, der vom antinomistischen „Gegenüber" hin zu einer sehr differenzierten
„Verschränkungslage" führte, vom Kampf des Staates gegen die gesellschaftlichen Kräfte hin zum
Zusammenwirken von Staat und GeseUschaft. So sah Hegel den Staat als „Wüküchkeit der sittüchen
Idee" ün dialektischen Spannungsverhältnis zur GeseUschaft als „einem System von Bedürfnissen
und einer Vermischung von Naturnotwendigkeit und Willkür", in der „jeder sich Zweck und alles
andere ihm nichts sei". „Der Inhalt des Lebens der Gemeinschaft", so formuüerte später Lorenz
von Stein noch schärfer, „ist ein beständiger Kampf des Staates mit der Gesellschaft". Der scharfe
Gegensatz von Staat und GeseUschaft war es auch, der im 19. Jahrhundert dem Staat seine prägende
Grundstruktur gab, was nicht ausschloß, daß der Staat in zunehmendem Maß um der allgemeinen
Daseinsvorsorge wiUen die staatüche Zuständigkeit auf Kosten geseUschaftücher Freüäume aus¬
weitete, per Bereich der GeseUschaft galt jedenfalls grundsätzUch als „staatsfreier Raum", in den
der Staat nicht gestaltend eingriff, über den er aber wachte, um die Rechtsordnung zu wahren, um
Eigentum, Leben und Freiheit der Bürger zu schützen. Dem geschlossenen Herrschaftsbereich der
staatUchen Gewalt stand der private Bereich der Gesellschaft gegenüber, was freiüch nicht im Sinne
einer „Gleichordnung" der beiden Sphären zu verstehen ist. Der hoheitlich-staatliche Bereich war
der des Zwangs, der Über- und Unterordnung, ausgestattet mit der Majestät des „öffentlichen
Rechts". Der gesellschaftliche Bereich war demgegenüber der Bereich privater Freiheit, der Gleich¬
ordnung, eine privatrechtlich bestimmte Sphäre, die einer hoheitlichen Regelung durch die Staats¬
gewalt nicht zugänglich sein sollte. — Der Dualismus von Staat und Gesellschaft ist aber nicht nur der
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gemeinsame Nenner im Wandel der staatswissenschaftlichen Begriffsgeschichte, er ist ebenso
Spiegelbild der poütischen und ökonomischen Entwicklung vom Absolutismus über die konstitutio¬
nelle Monarchie zur Repubhk, vom Merkantilismus zur Marktwütschaft, von der agrarisch-feudalen
zur industrieUen GeseUschaft.
Stehen aber Staat und Gesellschaft nicht mehr gegeneinander oder beziehungslos nebeneinander,
smd sie vielmehr auf mannigfache Weise miteinander verflochten und aufeinander angewiesen, so
wird man nicht mehr von einem dualistischen Verhältnis sprechen können, wiewohl die Unterschei¬
dung von Staat und GeseUschaft nach wie vor theoretisch und praktisch bedeutsam bleibt. Wenn wir
den Staat des Grundgesetzes als „freiheitlichen Rechtsstaat und Sozialstaat" bezeichnen, dann ist
in dieser Bestimmung sowohl das Element der Verflechtung wie auch das der notwendigen Unter¬
scheidung und funktioneUen Verschiedenheit enthalten. Die Geschichte der deutschen Sozialgesetz¬
gebung zeigt, daß das Netz der sozialen Sicherheit nicht dem freien Spiel gesellschaftlicher Kräfte
überlassen bleiben konnte, und wenn der Staat eine aktive Gesellschafts- und Wirtschaftspoütik wie
eine umfassende BUdungspoütik, FamUienpoütik und Gesundheitspoütik betreibt, so wird er damit
zwar in Bereichen tätig, die früher als „staatsfreie Räume" angesehen wurden, sichert aber durch
dieses Tätigwerden die Existenz der freien GesamtgeseUschaft. Die Sozialverpfüchtung des Staates
führte zum Beispiel dazu, daß im Bereich von Ehe und Familie—der doch als der „privateste Bereich"
gut — die Notwendigkeit staatücher Regelungen zwangsläufig zunehmen mußte. Wer vorschnell hier
nach Reduktion staatücher Gesetzgebung ruft, übersieht leicht, daß mit der Säkularisierung und
Individuaüsierang von Ehe und Famiüe, mit der Entwicklung, die von der größeren Familie hin zur
Kleinfamiüe führte, gleichzeitig auch ein Verlust an gesellschaftücher Stabilität und sozialer Sicher¬
heit eintrat, der durch den Staat aufgefangen und ausgegüchen werden mußte. Andererseits wirken
geseUschaftüche Gruppen nicht nur über die Parteien an der poütischen (und damit dann auch staat¬
lichen) WiUensbildung mit, vielmehr haben sie auf vielen Ebenen — sei es meinungsbildend, sei es
beratend oder auch eigenverantwortüch gestaltend - Einfluß auf die staatüche und geseUschaftüche
Ordnung.
Diese Hinweise mögen genügen, um zu verdeutüchen, was mit dem Begriff „Verschrän-
kungslagevon Staatund Gesellschaft" gemeint ist. Doch trotz starker Wechselbeziehungen
sind Staat und Gesellschaft gerade im demokratischen und sozialen Rechtsstaat nicht
identisch. Die funktionale Unterscheidung ist im GegenteU wegen der weitgehenden Ver¬
flechtung beider Bereiche heute eine notwendige Voraussetzung zur Gewährleistung
individueller Freiheit. Das hat Ernst-Wolfgang Böckenförde in semer Schrift „Die
verfassungstheoretische Unterscheidung von Staat und GeseUschaft als Bedingung der
individuellen Freiheit" (1973) einsichtig und überzeugend dargelegt. Denn „die Unter¬
scheidung von Staat und Gesellschaft führt zu einer relativen Verselbständigung der not¬
wendigen poütischen Entscheidungsfunktionen gegenüber gesellschaftlicher Unmittel¬
barkeit. Sie bewirkt, daß geseUschafthche Macht sich nicht unmittelbar in poUtische Macht
umsetzt, daß derjenige, der geseUschaftlich mächtig ist, nicht eo ipso auch über poUtische
Entscheidungsgewalt verfügt, insbesondere nicht über die Möglichkeit, allgemeinverbind¬
liche Anordnungen zu treffen". Die organisatorische Verselbständigung des funktional
auf die GeseUschaft bezogenen Staates dient damit der Mediatisierung und der Neutrali¬
sierung gesellschaftlicher Macht, und es ist, wie Böckenförde mit Recht betont, „die in
Freiheit gesetzte und in Freiheit sich entfaltende Gesellschaft, zumal als dynamische Er¬
werbs- und Industriegesellschaft, keineswegs selbstregulativ".
Politische Entscheidungen ergeben sich nicht aus der Sachgesetzlichkeit technischer
Rationalität. Vor dieser Annahme hat Ulrich Scheuner in seinem Aufsatz „Das Wesen
des Staates und der Begriff des Politischen in der neueren Staatslehre" (in: Staatsverfas¬
sung und Kirchenordnung, Festschrift für R. Smend, 1962, S. 225 ff.) zu Recht gewarnt.
Auch die pluralistische und industrielle Gesellschaft bedarf nach Scheuner des Staates als
einer übergreifenden, entscheidungsbefugten Organisation, die nicht bloß mit anderen
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geseUschafthchen Organisationen aufgleicher Ebene konkurriert, sondern als höchste und
insofern souveräne Organisation in der Lage ist, auseinanderstrebende geseUschaftüche
Interessen in eine gemeinsame Ordnung einzubinden, entstehende Konflikte beizulegen
oder vorab zum Ausgleich zu bringen, eine verbüidliche Rahmenordnung für das Handeln
der GeseUschaft und in der GeseUschaft festzulegen, fortzuentwickeln und ihr Geltung zu
gewährleisten. Der Staat ist mehr als ein Stück Selbstorganisation der Industriegesell¬
schaft, er dient ihr zwar, er ist für sie da, aber er steht letzthch als diejenige Instanz, der das
Allgemeinwohl anvertraut ist, doch über ihr.
Die funktionale Unterscheidung von Staat und GeseUschaft ist mithin ein wesenthches
Merkmal des Selbstverständnisses unserer freiheitüch-demokratischen Verfassungsord¬
nung. Ebenso wesentüch
— und mit der funktionalen Unterscheidung von Staat und Ge¬
seUschaft eng verknüpft—ist für den Bestand unserer staatUchen Grandordnung aber auch,
daß der Staat durch vielfältige Maßnahmen von sich aus aktiv darauf hinwirkt, die plura-
Ustische Struktur unserer Gesellschaft zu respektieren und zu gewährleisten. Denn die
Vielfalt miteinander konkurrierender und rivalisierender Parteien, geseUschafthcher
Grappen und Vereinigungen ist für den demokratischen Staat eine notwendige Voraus¬
setzung und läßt ihn überhaupt erst als pluralen, freiheitlichen Rechtsstaat in Erscheinung
treten. Die Plurahtät geseUschafthcher Grappen ist der Boden realer Freiheit und zugleich
die Scheidelinie, die den totalitären Staat vom freiheitlichen Staat trennt, wie Ernst
Fraenkel in „Reformismus und Pluraüsmus. MateriaUen zu einer ungeschriebenen poli¬
tischen Autobiographie" (1973) überzeugend gezeigt hat. Die pluralistische Struktur der
Gesellschaft wird in unserem Staat angesichts der hochgradigen Technisierung und Spe¬
ziaüsierung und der zunehmenden Kompliziertheit aller sozialrelevanten Lebensbereiche
allerdings nur dann auf Dauer gefestigt werden können, wenn der Staat, wo immer dies
mögüch ist, unter bewußter und gewoUter Selbstbeschränkung seiner eigenen Tätigkeit
den betroffenen gesellschaftlichen Grappen überschaubare Gestaltungsräume beläßt oder
zuweist. Wenn der Staat in diesem Sinne Krankenhäuser oder Schulen oder Einrichtungen
der Erwachsenenbildung in freier Trägerschaft fördert, so fördert er damit die gesamt-
geseUschaftüche Freiheit, und es wird in Zukunft darauf ankommen, diese Förderung zu
verstärken und nicht abzubauen. Unter diesem Gesichtspunkt erweisen sich auch staatliche
Subventionen für kirchliche Eüirichtungen nicht als geschichtlich überholte Privilegierun¬
gen, sondern ganz im GegenteU als unserer geseUschafthchen Situation durchaus angemes¬
sene Förderung, die nicht nur einer bestimmten Grappe, sondern der Gesamtgesellschaft
zugute kommt. Aber auch innerhalb der staathchen Verwaltungsstraktur ist die Frage, ob
es geüngt, überschaubare Gestaltungsräume zu belassen, von entscheidender Bedeutung.
So wird es z. B. bei einer Verwaltungs- und Gebietsreform nicht nur darauf ankommen,
neue, gut funktionierende Verwaltungsapparaturen zu schaffen, sondern daß den einzel¬
nen Grappen, aber auch den staatlichen bzw. den kommunalen Gebilden überschaubare
und einsichtige Handlungsspieüäume verbleiben. Die Belassung solcher Gestaltungs¬
und Handlungsspielräume ist ein Kernpunkt gesellschaftlicher und letzten Endes auch
individueller Freiheit. Das ist eine Erkenntnis, die, was die staathche Ebene betrifft, im
föderalistischen Prinzip des Grundgesetzes, im dezentrahstischen, kompetenzmäßig
abgestuften und abgegrenzten Aufbau unseres Staates in Bund, Länder und Kommunen,
ihren Niederschlag gefunden hat. Diese Erkenntnis sollte auch in die Gestaltung des ge¬
seUschaftüchen Bereichs Eingang finden.
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Das hier von uns, aUerdings nur in groben Umrissen, skizzierte Geflecht von Staat und
GeseUschaft, das für den modernen freiheitüch-demokratischen Rechtsstaat kennzeich¬
nend erscheint, vermag auch die verfassungs- und geseUschaftspolitischen Leitlinien zu
markieren, die für die weitere Entwicklung und Förderung von Schulen in freier Träger¬
schaft bestimmend sein soUten. Dabei kommt es, was mit Nachdrack herausgesteUt wer¬
den muß, auf diesem Feld (wie aber auch auf anderen Feldern, z. B. Erwachsenenbüdung,
Krankenhauswesen) nicht nur darauf an, was verfassungsrechtlich zwingend geboten ist;
sondern es kommt darauf an, was verfassungspolitisch angemessen ist und dem Sinnprinzip
des freiheithchen Verhältnissesvon Staat und pluratistischer GeseUschaft heute entspricht.
Nicht um das von der Verfassung her gerade noch erlaubte Minimum geht es, sondern um
das von der Verfassung her mögüche Optimum.
Im HinbUck auf den Eigengestaltungsraum der freien geseUschafthchen Kräfte im Bereich
der Schule soUten staathche Gesetzgebung und Verwaltung bestrebt sein, den von der
Verfassungher eröffneten Spieüaum umfassend durch die geseUschafthchen Kräfte nutzen
zu lassen. Ohne Zweifel gehört die Schule zur Daseinsvorsorge, aber daraus den Schluß
zu ziehen, darum könne sie nur vom Staat betrieben werden, hefe auf einen verhängnis¬
voUen staatUchen Monopolansprach hinaus. Und auch aus der unbestreitbaren Tatsache,
daß etil modernes Schulwesen heute nur mit einem hohen Einsatz von finanziellen Mitteln
betrieben werden kann, soUte nicht gefolgert werden, also müsse nolem volens nur der
Staat, da nur er noch über die entsprechende Finanzkraft verfüge, als Träger und Gestalter
des Schulwesens auftreten. Bei näherer Betrachtung erweist sich das gängige Schlagwort
„Wer zahlt - schafft an" durchaus nicht als freiheitsfördernde Maxime; ganz im GegenteU:
Wenn der Staat freie Schulen und deren Träger finanziell unterstützt, so unterstützt er die
eigene Freiheit, und die von ihm aus Steuermitteln, also aus Leistungen seiner Bürger den
Schulen in freier Trägerschaft gewährten Finanzzuschüsse sind keine huldvoll gewährten
Gaben, sondern unerläßüche Beiträge zu einer mögüchst freiheitlichen Erfüllung der
staatUchen Daseinsvorsorge.
Smd aber Schulen in freier Trägerschaft Ausdruck der freiheitlich-pluralistischen Gesell¬
schaft, so stehen sie zwar unter der Aufsicht des Staates, müssen aber dann die Mögüch¬
keit haben und freihch auch ihrerseits wahrnehmen, ihren eigenständigen Bildungs- und
Erziehungsauftrag zu erfüllen. In diesem Sinne hat das Bundesverfassungsgericht zutref¬
fend herausgestellt, daß die Genehmigungsvoraussetzungen des Grundgesetz-Artikels 7
lediglich den äußeren Rahmen der Ersatzschule umschreiben, innerhalb dessen sie Bil¬
dung und Erziehung weitgehend mit eigenen, vom Staat nicht geprägten Methoden, Inhal¬
ten und Zielen verwirküchen kann. Bleibt den Schulen in freier Trägerschaft diese Frei¬
heit, dann und nur dann sind sie mehr als „private Doubletten" der staatlichen Schulen;
dann und nur dann können sie auch wichtige Pilotfunktionen für die Entwicklung des all¬
gemeinen Schulwesens wahrnehmen, so wie sie es in der Vergangenheit bereits in viel¬
facher Hinsicht getan haben.
Der unseren Ausführungen gebotene enge Rahmen läßt einen geschichtlichen Rückblick auf die
Entwicklung und auf die wichtige paradigmatische Rolle des privaten Schulwesens in Deutschland
nicht zu. Ein solcher Rückbück könnte deutlich machen, daß- darauf hat vor allem Heckel in seinem
Werk „Deutsches Privatschulrecht" (1955) hingewiesen - das staatliche Schulwesen nicht „primär"
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war, vielmehr einer Trägerpluraütät folgte, die man aUerdings schwerüch als „privat" hn modernen
Sinne bezeichnen kann. Der geschichthche Rückbück könnte aber auch zeigen, daß in Deutschlandzu
keiner Zeit das staatUche Schulmonopol völüg reaüsiert wurde (wiewohl seit der zweiten Hälfte des
19. Jahrhunderts private Schulen zunehmend an den Rand des aUgemeinen Schulwesens verwiesen
wurden und unter der Herrschaft des totaütären Nationalsozialismus bis an die Schwelle vöUiger Eü-
minierunggerieten) und daß schließlich bereits vor dem 1. Weltkrieg im Selbstverständnis der privaten
Schulen sich insofern ein entscheidender Wandel vollzog, als sie sichzunehmendnicht nur als „private
Schulen" im Sinne einer gewissen Außenseiterrolle verstanden, sondern die „Privatheit" als positive
Mögüchkeit begriffen, den ihnen verbüebenen und gewährten Freiheitsraum für neue pädagogische
Zielsetzungen zu nutzen. „Privatheit" wurde als „Freiheit" verstanden; sinnfäUig tritt dieses Ver¬
ständnis z. B. in der „Freien Schulgemeinde" von H. Lietz, P. Geheeb und G. A. Wyneken, aber
auch in der „Freien Waldorfschule" von R. Steiner in Erscheinung. Und geradezu modern küngt der
Titel des Hauptwerks des großen evangelischen Pädagogen Friedrich Wilhelm Dörpfeld „Die
freie Schulgemeinde und ihre Anstalten aufdem Boden der freien Kirchen im freien Staat"
-dasWerk
erschien 1863.- Dörpfeld, der bereits die Stoffbesessenheit, den „didaktischen Materiaüsmus" ab¬
lehnte, der den erlebnisbetonten Unterricht forderte, für die famiüenbezogene und famtiienhafte
Schule eintrat, große Klassen und Schulen („Schulkasernen") ablehnte und für das Elternrecht und
eine weitgehende Selbstverwaltung der Schule eintrat, entwickelte das ModeU emer „freien Schul¬
gemeinde", und es bleibt anzumerken, daß zur Zeit in der „Freien Evangeüschen Schule Reutlingen"
versucht wird, die VorsteUungen Dörpfelds zu verwirküchen.
Nicht zuletzt wird gerade an dem Traditionszusammenhang, in dem die verschiedenen
Schulen in freier Trägerschaft stehen, die gesellschaftspolitische Relevanz deuthch, die
ihnen heute mehr denn je zukommt. Fragt man unter diesem Gesichtspunkt nach ihrer
spezifischen Aufgabenstellung, so stehen nach meiner Meinung drei große Aufgaben¬
bereiche im Vordergrund: (1) Die Schule in freier Trägerschaft muß in ihrer Bildungs- und
Erziehungsarbeit die Normen und Wertvorstellungen der sie jeweils tragenden geseU¬
schafthchen Gruppe zur Geltung bringen und so Ausdrack der Freiheit unserer gesamt-
gesellscüaftüchen Ordnung sein. (2) Die Schule in freier Trägerschaft muß sich als not¬
wendige Ergänzung zum staatUchen Schulwesen verstehen, indem sie neue pädagogische
Mögüchkeiten erprobt und somit Impulse dem allgemeinen Schulwesen vermittelt. (3) Die
Schule in freier Trägerschaft muß im Rahmen ihrer spezifischen schuhschen Aufgaben¬
steUung (z. B. als Realschule oder Gymnasium, als Gesamtschule oder als berufsbildende
Schule) deutüch machen, daß Humanität und Leistung nicht einander ausschüeßen, son¬
dern einander bedingen. Als humane Schule muß sie leistungsstarke Schule sein.
Daß die ErfüUung dieser Aufgabenstellungen seitens der staatlichen Schulverwaltung
nicht erschwert, sondern gefördert wird, bleibt nicht nur zu hoffen, sondern ist im Interesse
der gesamtgeseUschaftüchen Freiheit zu fordern. So ist, um nur ein aktueUes Beispiel zu
erwähnen, nicht einzusehen, daß auch gymnasiale Schulen in freier Trägerschaft durch die
staatUche Schulverwaltung in das Prokrustesbett der sog. „reformierten Oberstufe" ge¬
zwungen werden; im Gegenteil: Von gymnasialen Schulen in freier Trägerschaft könnte
die längst überfäUige „Reform der reformierten Oberstufe" jetzt ausgehen. Solange die
Kultusminister sich nicht entschüeßen können, den ohnehin längst fähigen Gegenkurs ein¬
zuschlagen, sollte wenigstens den Schulen in freier Trägerschaft Gelegenheit gegeben
werden, sichere Positionsdaten für die Kurskorrektur zu tiefem.
Wie sehr die Schulen in freier Trägerschaft schon bisher bestrebt waren und auch noch
sind, ihre oben umrissene AufgabensteUung wahrzunehmen, soUen abschheßend einige
Hinweise verdeuthchen: So gestalten kathohsche und evangeUsche Schulen ihre Unter¬
richtsarbeit von den Grundlagen ihrer jeweüigen reügiösen Überzeugung her; für die
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MONTESSORi-Schulen ist die „Pädagogik vom Kinde aus" bestimmender Grundsatz; die
Waldorf-Schulen sind auf eine ganzheithche Erziehung ausgerichtet, die verstärkt den
musischen Bereich einschheßt; Landerziehungsheime nehmen die ländüche Lebenswirk¬
üchkeit in das Unterrichtsgeschehen herein, und im Bereich der beruflichen Bildung sind
z. B. in der Hibernia-Schule für die Arbeitslehre sowie für das Berufsgrandschuljahr und
für die Stufenausbildung Modelle entwickelt worden, die in berufspädagogischer Hinsicht
wegweisend sind. Die Impulse, die von Schulen in freier Trägerschaft in den letzten Jahr¬
zehnten ausgegangen sind, zeigen, daß diese Schulen ein notwendiges Korrektiv zu den
Schulen in staatücher Trägerschaft darsteUen.
Auch hierfür mögen einige Beispiele angeführt werden: Die Bedeutung der vorschulischen Erziehung
und der sog. „basalen Bildungsförderung" in der Grundschule greift weitgehend auf Einsichten zu¬
rück, die die BUdungsarbeit der MoNTESSORi-Schulen und der Waldorf-Schulen bestimmen. Die
ganzheithche BUdung des Menschen, die der Auflösung des Unterrichts in spezifische Aspekte eines
isoüerten Fachunterrichts entgegenwirkt, ist für verschiedene Landerziehungsheime beherrschendes
Grundprinzip. Unter dem Begriff „Gesamtunterricht" bzw. „fächerübergreifender Unterricht" wur¬
den hier Modelle entwickelt, die darauf zielen, die vom Schüler erfahrene Lebenswelt und das unter¬
richtliche Angebot zu einer Einheit zu fügen. Die Hereinnahme musisch-künstlerischer, aber auch
praktisch-technischer Tätigkeiten in den Unterricht kann als das besondere Verdienst der Waldorf-
Schulen und der Odenwald-Schule gelten; hierbei geht es darum, den Schüler nicht nur in den Berei¬
chen der klassischen Unterrichtsfächer mit ihrer vomehmüch inteUektuellen Ausrichtung zu fördern,
vielmehr soUen durch praktische Betätigung im künstlerischen oder handwerkhchen Bereich dem
Schüler Erfahrungen und Einsichten ermögUcht werden, die ihn zu einem gegründeten Selbstver¬
ständnis führen und zugleich für seine Arbeit in den klassischen Unterrichtsfächern neue Anregungen
geben. Auch die Gesamtschule, die heute die bUdungspoUtische Diskussion über die Maßen bestimmt
und Gefahr läuft, mehr Schaden durch die ideologischen BUckverengungen ihrer übereifrigen An¬
hänger denn durch ihre skeptischen Kritiker zu nehmen, hat im Bereich der Schulen in freier Träger¬
schaft eine beachtenswerte Tradition, die zeigt, daß die Gesamtschule als Ganztagsschule mit ihrer
FüUe erzieherischer und unterrichtücher Fragen nur dann eine vertretbare Alternative zum gegüeder¬
ten Schulwesen darsteUt, wenn sie in überschaubaren Größen arbeitet und wenn sie so gegliedert ist,
daß sie die begabten Schüler wie die intellektueU schwächeren Schüler gleichermaßen fördert, und
zwar nicht durch Nivellierung, sondern durch Differenzierung. Die Friedensschule des Bistums Mün¬
ster mit ihrer Verwurzelung in der kathoüschen Glaubenslehre sei hier stellvertretend für Gesamt¬
schulversuche in freier Trägerschaft genannt.
Die vielfältigen Anregungen, die von den Schulen in freier Trägerschaft in Vergangenheit
und Gegenwart gegeben wurden, erweisen diese Schulen als unverzichtbaren Bestandteil
unseres gesamten Büdungswesens. Daß diese Schulen ün Rechtssinn „private Schulen"
sind, ändert nichts an der Tatsache, daß ihnen eine „öffentüche" Bedeutung zukommt.
An ihrer allgemeinen gesellschaftspolitischen Funktion wird deutüch, wie wenig ange¬
messen heute der Begriff „privates Schulwesen" ist. Freiheitlicher Rechtsstaat und plura¬
listische Gesellschaft bedürfen eines Schulwesens, in dem die Kräfte der freien Gesellschaft
ihren eigenständigen und unverwechselbaren Beitrag nicht nur in Form der Meinungsbil¬
dung innerhalb eines büdungspoütischen Prozesses einbringen können, sondern in Form
gestaltungskräftiger Trägerschaft. Sie erfüllen damit nicht nur einen büdungspoütischen
Auftrag, sondern leisten damit zugleich einen nicht zu unterschätzenden Beitrag zur
Sicherung der gesamtgesellschaftlichen Freiheit. Das bedeutet für den Staat, daß er im
Interesse seiner eigenen Freiheit bereit sein muß, die Tätigkeit der gesellschaftlichen
Grappen durch personelle und finanzieUe Hilfen zu unterstützen, und daß er zugunsten
der geseUschafthchen Kräfte zur Selbstbeschränkung bereit ist. Der Staat eröffnet dann
notwendige Freiheitsräume, die nicht nur von „privater", sondern von „öffentlicher", von
gesamtgesellschaftücher Bedeutung sind.
